
  

Wohnen, 
Leben, 
Mitbestimmen!
Sozial in 
Landshut!
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UNSER VOLLSTÄNDIGES 
KOMMUNALPROGRAMM:

Für eine soziale, gerechte und lebenswerte 
Stadt für alle! Für eine Politik, 
die solidarisch bleibt!

Hier 
scannen!
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Am 08. März 2026: Die Linke wählen!
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OB-Kandidatin und Listenplatz 1

Gabriella Lando
Handwerksmeisterin und Studierende der 
Fachrichtung Soziale Arbeit

Listenplatz 2

Falk Bräcklein
Politikwissenschaftler und Stadtrat

Unsere Kandidat:innen für den 
Stadtrat in Landshut

Evi Hierlmeier – Thomas Keil – Linda Dubiel 

Wilfried Maxim –  Verónica Hidalgo Sánchez – Moritz Tille 

Erika Gamper – Sam Busch – Natalie Berkl – Philipp Krebs 

Gabriele Grundl – Aaron Schmidt – Thomas Kahl 

Anna Rahbauer – Mathias Schild – Maren Roggenkamp  

Alexander Böhles – Marion Kroiß – Moritz Pappenberger  

Jasmin Wetzel – Christian Müller – Selina Simmerl 

Tim Schwedas – Luisa Reinisch – Hartmut Goebel 

Thomas Königbauer  –  Corinna Kindler  –  Klaus Wenzel

Listenplatz 3

Anja Wessely
DGB-Gewerkschaftssekretärin

Listenplatz 4

Johannes Schlieter
Sozialpädagoge (B.A.)

Listenplatz 5

Derya Seven
Facharbeiterin Automotive

Listenplatz 6

Sebastian Meier
Gymnasial-Lehrkraft

Niemals allein, immer gemeinsam!



  

Unser Kommunalwahlprogramm
Wohnen, Leben, Mitbestimmen! Sozial in Landshut!

Bauen, Mieten und Wohnen
Bezahlbar und sicher

Verkehr und Stadtentwicklung
Nachhaltig und zuverlässig

Sozialpolitik
Solidarisch und gerecht

● Bezahlbare Miete statt fette Rendite: Wohnen ist ein 
Grundrecht und muss Teil der öffentlichen Daseins-
vorsorge werden.

● Umsetzung einer echten Mietpreisbremse. Verbot 
von Indexmieten sowie weiterer automatischer 
Mieterhöhungen.

● Keine weitere Privatisierung von kommunalen Wohnungs-
beständen. Ausfinanzierung der Stadtbau GmbH.

● Einführung einer wirksamen Zweckentfremdungssatzung: 
weiteren Verlust von Wohnraum durch Umwandlung
in Gewerbeflächen oder Ferienwohnungen verhindern.

● Förderung des privaten und genossenschaftlichen 
Wohnungsbau durch Übernahme des "Münchner 
Modells": Zuschüsse für Renovierung, Sanierung und 
Neubau. Mindestens 50% sozial geförderter Wohnraum.

● Leerstehende Gebäude gemeinsam kreativ nutzen: 
zum Beispiel für Gemeinschaftsräume, Co-Working 
oder soziale Projekte.

● Erhalt von Krankenhäusern sowie bessere Finanz- 
und Personalausstattung. Aufbau kommunaler 
Pflegestationen, die quartiersbezogen und 
wohnortnah gute Pflege ermöglichen.

● Mehr Frauen* in die kommunalen Gremien und Vor-
stände! Bessere Anerkennung von Kinderbetreuung und 
Pflege von Angehörigen. Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie durch kostenfreie Kitas in kommunaler Hand.

● Unterstützung von Initiativen für die Wiederherstellung 
eines humanen Asylrechts: Landshut muss ein sicherer 
Hafen für Geflüchtete sein.

● Konsequente Beteiligung junger Menschen an allen 
relevanten Entscheidungen in ihrem Lebensumfeld. 

Natur, Klima und Umwelt
Ökologisch und generationengerecht

● Umsetzung von Klimaneutralität in Landshut. 
Versorgung zu 100% mit erneuerbaren Energien, 
Reduzierung des Individualverkehrs.

● Aufwertung und Schutz von Grünflächen. 
Entsiegelung von Flächen im Stadtgebiet.

● Nachhaltiges Vergabe- und Beschaffungswesen, 
ausgerichtet an sozialen und ökologischen Kriterien.

● Lebensmittelversorgung in kommunalen Einrichtungen 
mit Fokus auf ökologische Standards und das Tierwohl. 
Kostendeckende Finanzierung von Tierheimen. 

● Großflächige Verkehrsberuhigung der Innenstadt für 
eine höhere Aufenthalts- und Lebensqualität. Gestützt 
von der Einrichtung von Quartiersgaragen, dem Ausbau 
von Park&Ride-Angeboten sowie einem hochgetakteten, 
zuverlässigen ÖPNV.

● Mehr selbstverwaltete Freiräume für Kunst und Kultur. 
Öffentliche Räume und Plätze, wo sich Menschen 
ohne Konsumzwang begegnen können.

● Stadtentwicklung nicht privaten Investor:innen über-
lassen: sondern demokratisch durch und für die 
Bewohner:innen gestaltet. Ausgewogene Nachver-
dichtung im Innenbereich: bestehende Baulücken 
nutzen, statt Flächen am Stadtrand zu versiegeln.

● Ökologisch nachhaltige Verkehrswende und 
Verbesserung des öffentlichen Nahverkehrs: 
Einrichtung eines umlagefinanzierten, fahrscheinlosen 
ÖPNV. Ausbau von Fahrrad- und Fußgängerwegen.

● Einrichtung einer Ringbuslinie, mit den Stationen: 
Hauptbahnhof – Bismarckplatz – Altstadt – Neustadt – 
Maximilianstraße – Ländtorplatz – Stadtpark – 
Hauptbahnhof. Bedarfsgerechter Anschluss der 
Park&Ride-Parkplätze und umliegender Stadtteile 
mit kleineren Pendelbussen und Rufverkehr.

● Ein gutes Leben und Teilhabe am öffentlichen Leben – 
auch im Alter und mit Beeinträchtigungen. Wohnortnahe 
Grundversorgung. Öffentliche Räume als Orte der 
Begegnung – auch um Einsamkeit vorzubeugen. 

Wirtschaft und Finanzen
Leistungsfähig und fair

Verwaltung und Bürgerbeteiligung
Digital und transparent

Bildung, Kultur und Vereine
Miteinander und inklusiv

● Bildung ist ein Menschenrecht: gebührenfreie Kitas 
und bessere Schulausstattung mit kostenfreier 
Essensversorgung. Gemeinsamer Regelunterricht 
von Kindern mit und ohne Beeinträchtigungen.

● Ehrenamtliche verdienen Anerkennung: gute 
Ausstattung und Flexibilität für ihren Dienst 
an der Gemeinschaft.

● Soziokulturelle Zentren und Jugendkultur fördern.

● Verursacherprinzip: Entscheidungen von Land und 
Bund, die zu Mehrausgaben bei den Kommunen
führen, müssen vollständig refinanziert werden.

● Respekt und Recht auf gute Arbeit: regionale 
Wertschöpfung und faire Bezahlung. Vergaben 
ausschließlich an Unternehmen, die ihrer sozialen 
und ökologischen Verantwortung gerecht werden.

● Landwirtschaft regional und ökologisch: Ausbau 
und Förderung von Ökolandbau sowie Vermarktung.

● Transparenz und dauerhafte Beteiligung 
an Entscheidungsprozessen.

● Sicherheit ist eine Gemeinschaftsaufgabe: Schutz 
vor Gewalt, erreichbare Hilfe in Notlagen und 
öffentliche Orte, die Sicherheit für alle ermöglichen. 
Gewaltprävention, gender-sensible Bildung und 
niedrigschwellige Beratung.

● Flächendeckende, wohnortnahe Angebote von 
Frauenhäusern und barrierefreie Mutter-Kind-
Einrichtungen.

● Angebote für queere Jugendliche und Erwachsene 
ausbauen: Schutz, Unterstützung und sichere Räume.

● Investitionen in intelligente Verkehrsleitsysteme und 
digitale barrierefreie Dienste. Ausbau von e-Governance 
auf Basis von Open-Source-Lösungen: Digitalisierung 
braucht Demokratisierung! 
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